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exAF 1

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur u. Landschaft

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs
der externen Ausgleichsmaßnahmen

Geplante Rigolenversickerung,
Unterflur mit Wiederherstellung der 
natürlichen Überdeckung

Legende:

AF 1

RV

grüne Fläche = Rotbuchen, bilanzneutral natürliche Sukzession 
blaue Fläche  = Fichtenhorst, 60 jährig Umwandlung in Stichelwald 
rote Fläche    = Schlagflur mit einzelnen Rotfichten-Überhältern, natürliche  Sukzession von  

   Rotbuche, Eberesche, Bergahorn, Hängebirke, Rotfichte etc., Nachpflanzen der  
   "Fehlstellen" mit Rotbuche 
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A. Planzeichenerklärung

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs
des Bebauungsplans

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
    gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2, BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO 

Baugrenze

4. Verkehrsflächen 
     gem. § 9 Abs.1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB

5. Grünflächen
     gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 und 20 und Abs. 6 BauGB

Im Hinblick auf die allgemeine Festsetzung des Baugebiets "GIe" sind nur solche 
Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im
Durchführungsvertrag verpflichtet hat.

0. Festsetzung zulässiger Nutzungen 
     (§ 9 Abs.2 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 3a BauGB)

2. Maß der baulichen Nutzung
    gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 19, 20, 21 BauNVO 

0,8

Eingeschränktes Industriegebiet gem. § 9 BauNVO 

1. Art der baulichen Nutzung 
    gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO 

6. Planung, Nutzungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft 
gem. § 1a Abs. 3 und § 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 sowie Abs. 1a BauGB

E. Hinweise und nachrichtliche Übernahmen

D. Sonstige Darstellungen

C. Nachrichtliche Übernahmen
öffentliche Straßenverkehrsflächen

private Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung
Zweckbestimmung: Lkw-Aufstellfläche

private Grünfläche

Erhaltung: Bäume

Neupflanzung: Bäume

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und anderen Bepflanzungen
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a und Abs. 6 BauGB)

Ein- und Ausfahrtbereich

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und anderen Bepflanzungen, mit Bindungen
für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b sowie Abs. 6 BauGB)

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur u. Landschaft

In der externen Ausgleichsfläche "exAF 1" (blaue Schraffur) sind die folgenden
Maßnahmen durchzuführen:
- 10.000 m² Beseitigen des Fichtenforstes
- 10.000 m² Anpflanzen von Stieleichen, 30 bis 50 cm, in einem Raster von 2 x 1 m
- 1.500 m²   Entfernen der Rotfichten-Naturverjüngung
- 480 lfd. m Wildschutzzaun für Stieleichenkultur erstellen

Auf der westlich an den Geltungsbereich angrenzenden externen Ausgleichsfläche 
"exAF 2" sind auf der Grundlage der vorhandenen Initialbiotope komplexe Offenland-
strukturen zu planen, die durch Pflegemaßnahmen dauerhaft zu erhalten sind.

Auf der externen Ausgleichsfläche "exAF 3" sind anstelle des ehemaligen Fichten-
bestandes zum zügigen Aufbau eines Laubwaldes Traubeneichen (Quercus petraea)
zu pflanzen.

Anbauverbotszone A45 (40 m) gem. Bundesfernstraßengesetz

Anbaubeschränkungszone A45 (100 m) gem. Bundesfernstraßengesetz

B. Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1, 2 und 7 BauGB

o offene Bauweise gem. § 22 Abs. 2 BauNVO

Straßenbegrenzungslinie auch zwischen 
Verkehrsflächen und Verkehrsgrün

Grundflächenzahl (GRZ) gem. §19 BauNVO. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen
der Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im des §14 BauNVO sowie
bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unter-
baut wird, bis zu 50%, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten 
werden.

GIe

OK/TH
11,0 m

exAF 1

exAF 2

exAF 3

Grundstücksgrenzen, vorhanden

Gebäude, vorhanden

325.16

Böschung

1212 Flurstücknummer

Geländehöhenpunkt über NHN

Nicht überbaubare Grundstücksfläche gem. § 23 BauNVO 
Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO sowie bauliche Anlagen, die nach der Bauordnung NRW in den Abstandsflächen 
zugelassen werden können, zulässig.  
Die nichtüberbaubare Grundstücksfläche entlang des Uferrandstreifens der Alche ist in 
einer Breite von 3 Metern von baulichen Anlagen, Nebenanlagen und Geländeaufhöhungen 
freizuhalten. 

Überbaubare Grundstücksfläche gem. §23 BauNVO 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind bestimmt durch die Festsetzung von Baugren-
zen. Ein Vortreten von Gebäudeteilen um höchstens 50cm vor die Baugrenze kann zuge-
lassen werden. Ausnahmsweise kann ein Vortreten ganzer Gebäude um höchstens 50cm 
zugelassen werden, wenn nachbarrechtliche Interessen nicht berührt werden. 
 

Industriegebiete dienen ausschließlich der Unterbringung von Gewerbetrieben, und 
zwar vorwiegend solcher Betriebe, die in anderen Baugebieten unzulässig sind. 
Gem. § 1 Abs. 4 BauNVO in Verbindung § 1 Abs. 9 BauNVO sind im GI1-Gebiet 
Betriebe, Anlagen und Einrichtungen nur dann zulässig, wenn die nachfolgend 
festgesetzten anlagenbezogenen Zulässigkeitsvoraussetzungen der als Anlage zur 
Begründung beigefügten Abstandsliste des Runderlasses des Ministeriums für Umwelt 
und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz NRW vom 06.06.2007 
"Abstände zwischen Industrie- und Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rahmen 
der Bauleitplanung und sonstige für den Immissionsschutz bedeutsame Abstände" 
(Abstandserlass NRW vom 06.06.2007, Anlage 1: Abstandsliste 2007, MBl für das 
Land NRW Nr. 29 vom 12.10.2007, Seite 659 ff.) erfüllt werden. Die Abstandsliste ist 
als Anlage zur Planbegründung beigefügt (siehe D. Hinweis 7). 
Im Rahmen der festgesetzten Nutzungen sind nur solche Vorhaben zulässig, zu deren 
Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat. 
 
zulässig sind: 
 

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, sowie 
Anlagen- und Betriebsarten der Abstandsklasse VI (200 m Klasse) und VII (100 m 
Klasse) der Abstandsliste 2007 sowie Anlagen- und Betriebsarten mit ähnlichem 
Emissionsverhalten sind. 

2. Tankstellen 
 
nicht zulässig sind: 
 

1. Betriebe von denen Rauch- und Wasserschwaden (Glatteisbildung oder Blendwirkung) 
ausgehen, wodurch die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Autobahn A45 
beeinträchtigt werden kann. 

2. Anlagen- und Betriebsarten der Abstandsklasse I (1.500 m Klasse), II (1.000 m Klasse), 
III (700 m Klasse), IV (500 m Klasse) und V (300 m Klasse) der Abstandsliste 2007 
sowie Anlagen- und Betriebe mit ähnlichem Emissionsverhalten. 

3. die unter § 9 Abs. 3 BauNVO aufgeführten Anlagen 
4. Bordelle und bordellartige Betriebe. 

 

Oberkante/ Traufhöhe baulicher Anlagen als Maß der aufgehenden 
Außenwand von Erdgeschossfußboden (OKFFEG) bis Schnittpunkt 
mit der Dachhaut.  
Der OKFFEG im GIe 2-Gebiet wird mit der Höhe von 464,50 m ü NHN 
festgelegt.  
Der OKFFEG im GIe 1-Gebiet wird mit der Höhe von 468,50 m ü NHN 
festgelegt. 

7. Grünordnerische Festsetzungen 
gem. § 9 Abs. 4 BauGB 
 
1. Der oberirdisch sichtbare Fundamentsockel der geplanten Halle im GIe 2 – Gebiet ist 

mit Kletterpflanzen nachfolgender Arten zu begrünen: 
- Efeu (Hedera) 
- Wilder Wein (Parthenocissus) 
- Kriechspindel (Euonymus fortunei-Sorten) 

 
2. Die westliche Giebelfront der geplanten Halle im GIe 2 – Gebiet ist als 

Sichtverstellung auf einer Länge von 40 m mit einer Gehölzart mit Sofortwirkung 
(Säulenhainbuche / Carpinus betulus „Fastigata“, Heister 3xv mB, H 250/300, 
Pflanzabstand 4 m / 12 Stück) zu bepflanzen. 

 

1. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und / oder naturgeschichtliche 
Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben Einzelfunde, aber auch Veränderungen und 
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch 
Zeugnisses tierischen und / oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt 
werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt Siegen als Untere 
Denkmalbehörde und / oder der LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel.: 
02761/93750; Fax: 02761/937520) unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte 
mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 
Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben 
wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, 
auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monaten in Besitz zu nehmen (§ 
16 Abs. 4 DSchG NRW).  

 
2. Das Plangebiet liegt außerhalb eines Bombenabwurfgebietes aus dem zweiten Weltkrieg. Eine 

unmittelbare Kampfmittelgefährdung ist nicht zu vermuten, aber auch nicht gänzlich 
auszuschließen. Insofern ist folgender Hinweis, auf den in der Baugenehmigung besonders 
hinzuweisen ist, vom Bauherrn zu beachten: Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der 
Erdaushub auf eine außergewöhnliche Verfärbung hin oder werden verdächtige Gegenstände 
beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und der Kampfmittelbeseitigungsdienst durch 
die Ordnungsbehörde oder Polizei zu verständigen. Erdaushub in den Bereichen der bisher 
bereits festgestellten und bei der Ordnungsbehörde dokumentierten Anomalien (Nr. 1 bis 8) 
kann erst nach vorherigem Abprüfen durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe 
erfolgen. Diesbezüglich ist frühzeitige Kontaktaufnahme mit der örtlichen Ordnungsbehörde 
erforderlich (siehe Planbegründung Pkt. 2.8).  
 

3. Die Vermeidung von überschüssigem Erdmaterial hat Vorrang vor der Entsorgung, d.h. ein 
Massenausgleich ist anzustreben. Sollte dennoch überschüssiger Bodenaushub anfallen, ist 
dieser in rechtlich zulässiger Weise zu verwerten oder auf einer abfallrechtlich zugelassenen 
Deponie innerhalb des Kreisgebietes zu beseitigen.  
 

4. Der Bauherr / die Bauherrin darf nicht gegen die im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
geregelten Verbote zum Artenschutz verstoßen, die unter anderem für alle europäisch 
geschützten Arten gelten (z.B. für alle einheimischen Vogelarten, alle Fledermausarten, 
Kammmolch, Kleiner Wasserfrosch, Laubfrosch, Kreuzkröte, Zauneidechse). Nach § 44 Abs. 1 
BNatSchG ist es unter anderem verboten, Tiere dieser Arten zu verletzen oder zu töten, sie 
erheblich zu stören oder ihre Fortpflanzung- und Ruhestätten zu beschädigen oder zu zerstören.  
Sollte eine der besonders geschützten Arten bei Baumaßnahmen vorgefunden werden, ist die 
Umweltabteilung der Stadt Siegen (Tel.: 0271/404-3447) von dem Fund zu unterrichten und die 
Baumaßnahme bis auf weiteres zu stoppen.  
Bei Zuwiderhandlungen drohen die Bußgeld - und Strafvorschriften der §§ 69 ff BNatSchG. Die 
Untere Naturschutzbehörde des Kreises Siegen-Wittgenstein kann unter bestimmten 
Voraussetzungen eine Befreiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG erteilen, sofern eine unzumutbare 
Belastung vorliegt.  

 
5. Mit dem Freistellungs-, Anzeige- oder Genehmigungsantrag ist ein Lageplan (Frei-

flächengestaltungsplan) einzureichen, in dem die Einhaltung der grünordnerischen 
Festsetzungen nachgewiesen wird.  

 
6. Innerhalb wie außerhalb der Flächen, die gem. § 9 Abs.5 Nr.2 BauGB als solche gekennzeichnet 

sind, unter denen der Bergbau umgeht oder der für den Abbau von Mineralien bestimmt ist, wird 
empfohlen, über die Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie, die von 
beabsichtigten Baumaßnahmen möglicherweise betroffenen Bergwerkseigentümer zu erfragen, 
diese zu unterrichten und anzuhören. Bei Maßnahmen, die über bestehendem 
Bergwerkseigentum durchgeführt werden sollen, muss eine Einverständniserklärung des 
Bergwerkseigentümers im Hinblick auf ausreichende Anpassungs- und Sicherungsmaßnahmen 
vorliegen. 
 

7. Die Anlage 1  zum Abstandserlass NRW vom 06.06.2007 „Abstandsliste 2007“ (MBl. für das 
Land NRW Nr. 29 vom 12.10.2007, S. 659 ff.) ist der Planbegründung als Anlage 1 beigefügt. 

 
8. In der neu geplanten Halle (Werk 2) ist beabsichtigt, vor allem moderne Lagerhaltung und 

Kommissionierung sowie feinmechanische Nachbearbeitung zu betreiben. Über die reine 
Lagerhaltung hinaus werden in diesem Teil der Betriebsanlagen allenfalls immissionsarme 
Bearbeitungen, wie zum Beispiel Sortiertätigkeiten, 100%-Kontrollen, Vor- und 
Nachbearbeitungen, Verpacken usw. der Roh- und Fertigprodukte vorgenommen, die außerhalb 
des Betriebsgeländes weder in Bezug auf Schall noch in Form von Erschütterungen 
wahrnehmbar sind. 

9. Die Autobahn AG des Bundes hat die folgenden Hinweise vorgetragen: 
- Die 100 m - Anbaubeschränkungsgrenze ist nachrichtlich im Plan darzustellen. 
- Innerhalb der 40 m – Anbauverbotszone dürfen keine Abgrabungen und Aufschüttungen 

größeren Umfangs vorgenommen werden. 
- Werbeanlagen sind innerhalb der 40 m – Anbauverbotszone nicht zulässig. 
 Für Werbeanlagen innerhalb der 100 m Anbaubeschränkungszone und für Werbeanlagen, die 

von der Autobahn eigesehen werden können, ist eine Zustimmung oder Genehmigung des 
Fernstraßen-Bundesamtes erforderlich.  

- Innerhalb der Anbauverbotszone sowie der 100 m – Anbaubeschränkungszone bedürfen 
Bauanträge, einschließlich der Außenanlagen, einer straßenrechtlichen Genehmigung durch 
das Fernstraßen-Bundesamt.  

- Beleuchtungsanlagen, die von der Autobahn aufgrund der Leuchtpunkthöhe eingesehen werden 
können, sind hinreichend zur Autobahn abzuschirmen. Die verkehrstechnische 
Unbedenklichkeit der Beleuchtungsanlagen, einschließlich der an Fahrzeugen, ist für den 
Verkehr auf der Autobahn (Ablenkung und Blendwirkung) mit einem lichttechnischen Gutachten 
nachzuweisen. Auf den zur Autobahn zugewandten Seiten der Verkehrs- und Rangierflächen 
ist daher ein mindestens 1,50 m hoher, lückenloser und dauerhafter Sichtschutz vorzuhalten.  

- Mögliche Staub- Rauch-, Gas- und Geruchsimmissionen dürfen den Autobahnverkehr 
(Leichtigkeit und Sicherheit) nicht beeinträchtigen.  

- Der Autobahngrundstücken darf kein Oberflächenwasser oder Sickerwasser aus dem 
Plangebietsgrundstück zufließen.  
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Offenlage

 M. 1 : 500

Stadt  Drolshagen
Dechant-Fischer-Straße 7
57489 Drolshagen

Besitzunternehmen Guido Göddeke
Gewebeparkstraße 4
57489 Drolshagen - Scheda

Verfahren:

Stadt  Drolshagen

H/B = 841 / 1600 (1.35m²) Allplan 2012

Planzeichenerklärung und textliche Festsetzungen

1. Aufstellungsbeschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Drolshagen hat in der 
Sitzung am ………………….. (gem. § 2 (1) BauGB) die Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 31 "In der Lumicke" 
beschlossen.  
Der Aufstellungsbeschluss wurde am ………………. öffentlich 
bekanntgemacht. 

3. Durchführung der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung 

 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung gem. § 3 (1) 
BauGB hat nach vorangegangener öffentlicher Bekanntmachung am 
………………… in der Zeit vom ………………… bis einschließlich 
……………………. im Fachbereich 4 Planen, Bauen, Wohnen (Altes 
Kloster) stattgefunden. Es bestand die Gelegenheit zur Äußerung und 
Erörterung. Die Behörden wurden mit Schreiben vom ………………………. 
gem. § 4 Abs. (1) BauGB frühzeitig an der Bauleitplanung beteiligt. 

5. Öffentliche Auslegung 
 
Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 31 "In der 
Lumicke " und die Begründung, sowie die wesentlichen, bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben aufgrund der 
öffentlichen Bekanntmachung vom ……………………... gem. § 3 (2) 
BauGB in der Zeit vom …………………………. bis einschließlich 
……………………… öffentlich ausgelegen. Die Behörden wurden gem. § 
4 (2) BauGB mit Schreiben vom ……………………… von der öffentlichen 
Auslegung benachrichtigt. 

7. Prüfung der Stellungnahmen und 
Satzungsbeschluss 

 
Die S tadtv erordnetenv ersammlung der S tadt Drolshagen hat in der 
S itzung am …………………………  die fristgemäß v orgebrachten 
S tellungnahmen geprüft und die planungsrechtlichen Festsetzungen des 
v orhabenbezogenen Bebauungsplanes  Nr. 31 " In der Lumicke "  gem. § 10 
(1) BauGB als Satzung beschlossen.  

8. Bekanntmachung und Inkrafttreten des 
Bebauungsplans 

 
Der Beschluss des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 31 "In der 
Lumicke " ist gem. § 10 (3) BauGB am ………………………….. ortsüblich 
bekanntgemacht worden. Mit der öffentlichen Bekanntmachung ist der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 31 "In der Lumicke" in Kraft 
getreten. 

2. Beschluss über die frühzeitige Beteiligung der 
Öffent lichkeit 

 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Drolshagen hat in der 
Sitzung am ………….. gem. § 3 (1) BauGB beschlossen, die Öffentlichkeit 
frühzeitig an der Planung zu beteiligen. 

4. Billigungs- und Auslegungsbeschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Drolshagen hat in der 
Sitzung am …………………… den Entwurf des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 31 "In der Lumicke" nebst Begründung gebilligt und 
dessen öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB beschlossen. 

6. Prüfung der Stellungnahmen und erneute 
öffentliche Auslegung 

 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Drolshagen hat in der 
Sitzung am ……………………….. die fristgemäß vorgebrachten 
Stellungnahmen geprüft und die erneute öffentliche Auslegung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 31 "In der Lumicke" gem. § 4a 
(3) BauGB beschlossen. 

9. Geometrische Eindeutigkeit 
 
Die Planunterlage entspricht den Anforderungen des § 1 der 
Planzeichenverordnung. Die Festlegung der städtebaulichen Planung ist 
geometrisch eindeutig. 

10. Übereinstimmung mit Originalplan und 
Satzungsbeschluss 

 
Die Übereinstimmung mit dem Original des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes wird hiermit bescheinigt. 

Präambel 
 

Aufgrund des/ der  
 
 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. 
NRW. S. 490) 

 Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004, zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I, S. 1802), 
 

 Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017, zuletzt 
geändert durch Art.2 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I, S. 1802) 

 
 Die Planzeichenverordnung (PlanzV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I, 

S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I, S. 1802) 
 
 Die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

21.07.2018 (GV.NRW. S.421) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30.06.2021 (GV. NRW. 
S. 821-832) 
 

in der jeweils zur Zeit gültigen Fassung hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Drolshagen in der 
Sitzung am …………………………. die planungsrechtlichen Festsetzungen des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans Nr. 31 gemäß  § 10 BauGB als Satzung beschlossen. 
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Zeichnerische Festsetzungen
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Externe Ausgleichsmaßnahmen
und -Flächen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 31
- exAF 2 -

Externe Ausgleichsmaßnahmen
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- exAF 3 - 
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